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„NRW-Appell – AfD-Verbot jetzt!“: Unterstützerstrukturen und staatliche Förderung 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Die Kampagne „NRW-Appell – AfD-Verbot jetzt!“ fordert die Landesregierung Nordrhein-West-
falen und die Mitglieder des Landtags Nordrhein-Westfalen auf, sich für die Einleitung eines 
Parteiverbotsverfahrens gegen die AfD einzusetzen.1 Nach Angaben der Initiatoren wird die 
Kampagne von verschiedenen Organisationen, Vereinen, Verbänden, Initiativen und sonsti-
gen Zusammenschlüssen unterstützt bzw. beworben.2 
 
Öffentliche Kampagnen, die auf politische Entscheidungen der Landesregierung und des 
Landtags Nordrhein-Westfalen gerichtet sind, werfen Fragen nach ihren Unterstützerstruktu-
ren auf. Dies gilt insbesondere dann, wenn daran Akteure beteiligt sind, die ihrerseits öffentli-
che Mittel des Landes Nordrhein-Westfalen erhalten. 
 
 
Der Minister der Finanzen hat die Kleine Anfrage 8309 mit Schreiben vom 1. August 2026 
namens der Landesregierung im Einvernehmen mit dem Minister des Innern beantwortet. 
 
 
1. Welche Organisationen, Vereine, Verbände, Initiativen oder sonstigen Zusammen-

schlüsse unterstützen oder bewerben nach Kenntnis der Landesregierung den 
„NRW-Appell – AfD-Verbot jetzt!“ öffentlich? 

 
2. Welche Initiatoren, Träger oder organisatorisch Verantwortlichen des  

„NRW-Appells – AfD-Verbot jetzt!“ sind der Landesregierung bekannt? 
 
Die Fragen 1 und 2 werden aufgrund des Sachzusammenhangs zusammen beantwortet. 
 
Die erfragten Angaben zu Organisationen, Vereinen, Verbänden, Initiativen oder sonstigen 
Zusammenschlüssen, die den „NRW-Appell – AfD-Verbot jetzt!“ öffentlich unterstützen oder 
bewerben, sowie zu den Initiatoren, Trägern und organisatorisch Verantwortlichen sind 

 
1 Vgl. https://nrw-appell-afd-verbot.de/, zuletzt abgerufen am 24.06.2026 um 17:05 Uhr.  
2 Vgl. https://nrw-appell-afd-verbot.de/index.php/wer-macht-mit/, zuletzt abgerufen am 24.06.2026 um 
17:10 Uhr.  

https://nrw-appell-afd-verbot.de/
https://nrw-appell-afd-verbot.de/index.php/wer-macht-mit/
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öffentlich zugänglich. Der Landesregierung ist nicht bekannt, ob die öffentlich zugängliche Auf-
listung den Kreis der unterstützenden oder bewerbenden Akteure vollständig erfasst. 
 
Eine Verpflichtung der Landesregierung, politische Aktivitäten (zivil-) gesellschaftlicher Ak-
teure anlasslos zu erfassen oder zu bewerten, besteht nicht. 
 
 
3. Welche Landesmittel sind seit 2023 unmittelbar an die in den Fragen 1 und 2  

genannten Akteure geflossen? (Bitte nach Empfänger, Förderprogramm, Förder-
zweck und Förderhöhe aufschlüsseln.) 

 
4. Welche Landesmittel sind seit 2023 mittelbar an die in den Fragen 1 und 2 genann-

ten Akteure geflossen? (Bitte nach Empfänger, Weiterleitungsempfänger, Förder-
programm, Förderzweck und Förderhöhe aufschlüsseln.) 

 
Die Fragen 3 und 4 werden aufgrund des Sachzusammenhangs zusammen beantwortet. 
Die Beantwortung der Fragen setzt zunächst die belastbare Identifizierung der in den Fragen 
1 und 2 genannten Akteure voraus. Insofern wird auf die Beantwortung der Fragen 1 und 2 
verwiesen. 
 
Der parlamentarische Informationsanspruch erstreckt sich auf Informationen, über die die Lan-
desregierung verfügt oder die sie mit zumutbarem Aufwand beschaffen kann. Er verpflichtet 
die Landesregierung jedoch nicht dazu, aufbauend auf öffentlich zugänglichen Informationen 
zunächst Nachforschungen bei dem Aktionsbündnis zur vollständigen Identifizierung der in 
den Fragen 1 und 2 genannten Akteure anzustellen und anschließend ressortübergreifend 
sämtliche unmittelbaren und mittelbaren Förderbeziehungen seit dem Jahr 2023 auszuwerten. 
Dies wäre auch in der für die Beantwortung einer Kleinen Anfrage zur Verfügung stehenden 
Frist nicht leistbar. 
 
 
5. Welche Vorgaben gelten für Empfänger von Landesmitteln hinsichtlich der Ver-
wendung öffentlicher Mittel für parteipolitisch ausgerichtete Kampagnen gegen eine im 
Landtag Nordrhein-Westfalen vertretene Partei? 
 
Der Erhalt von Landesmitteln begründet für Zuwendungsempfängerinnen und Zuwendungs-
empfänger keine allgemeine politische Neutralitätspflicht. Maßgeblich ist vielmehr, dass bewil-
ligte Landesmittel ausschließlich entsprechend dem im Zuwendungsbescheid festgelegten 
Förderzweck und den hierfür geltenden zuwendungsrechtlichen Vorgaben verwendet werden. 
Politische Aktivitäten, die nicht Bestandteil einer konkret staatlich geförderten Projektumset-
zung sind, sind grundsätzlich Ausdruck der grundrechtlich geschützten Meinungs- und Ver-
sammlungsfreiheit. 
 
Im Übrigen wird auf die Vorbemerkung der Antwort der Landesregierung auf die Große An-
frage 36 der Fraktion der AfD „Politische Neutralität staatlich geförderter Organisationen in 
NRW“ (LT-Drs. 18/14721) verwiesen. 
 
 


